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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 980. Sitzung des Bun-
desrates am Freitag, 20.09.20191: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 6/2019 (gemeinsame 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
1. Wahl der Vorsitzenden des Verkehrsausschusses 

gemäß § 12 Absatz 3 GO BR 

Drucksache 391/19 
 

Zustimung gem. Drs. 391/19. 
 

2. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haus-
haltsjahr 2020 (Haushaltsgesetz 2020) 

gemäß Artikel 110 Absatz 3 GG 
Drucksache 330/19 

Drucksache 330/1/19 
in Verbindung mit 

 
2. b) Finanzplan des Bundes 2019 bis 2023 

gemäß § 9 Absatz 2 Satz 2  
Stabilitätsgesetz und  
§ 50 Absatz 3 Satz 1  
Haushaltsgrundsätzegesetz 
Drucksache 331/19 

Drucksache 330/1/19 
 

Stellungnahme gemäß Drs. 330/1/19. 

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



6. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Energiedienstleistungen und andere Ener-
gieeffizienzmaßnahmen 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 383/19 
Drucksache 383/1/19 

 
Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. Zustimmung zum 
Fassen der Entschließung gemäß Ziffer 2 der Drs. 383/1/19. 

 
7. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - Strafrechtlicher 

Schutz bei Verunglimpfung der Europäischen Union und ihrer Symbole 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Sachsen 

Drucksache 285/19 
Drucksache 285/1/19 

 
Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gem. Ziffer 1 der Drs. 285/1/19. 
Zustimmung zur Beauftragten-Bestellung gemäß Ziffer 2. 

 
8. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des Woh-

nungseigentumsgesetzes zur Förderung der Elektromobilität 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Baden-Württemberg,  
Bayern und Niedersachsen 
gemäß § 23 Absatz 3 i.V.m.  
§ 15 Absatz 1 und  
§ 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 347/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 

 
9. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - Verbesserung des 

strafrechtlichen Schutzes von im politischen Leben des Volkes stehenden Perso-
nen 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Rheinland-Pfalz 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 418/19 

 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
  



10. Entwurf eines Gesetzes zur Verwirklichung der Barrierefreiheit im Eisenbahnverkehr 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Brandenburg, Hessen, 
Saarland, Sachsen-Anhalt, Thüringen 
und Baden-Württemberg und Niedersachsen 

Drucksache 388/19 
Drucksache 388/1/19 

 
Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gem. Ziffen 1 und 2 der Drs. 
388/1/19 und zur Beauftragten-Bestellung gem. Ziffer 3. 

 
11. Entwurf einer Verordnung zum Schutz der geographischen Herkunftsangabe Glashütte 

(Glashütteverordnung - GlashütteV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 3 GG 
Antrag des Freistaates Sachsen 

Drucksache 299/19 
 

Zustimmung zur Zuleitung an die Bundesregeierung. 
 

13. Entschließung des Bundesrates: Einführung eines verpflichtenden Labels sowie einer 
Herkunftskennzeichnung im Rahmen des Tierwohlkennzeichengesetzes 

Antrag des Landes Niedersachsen 
Drucksache 288/19 

Drucksache 288/1/19 
 

Fassen der Entschließung gemäß Ziffern 1 und 2 der Drucksache 288/1/19. Keine 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drs. 288/2/19. 

 
14. Entschließung des Bundesrates - Verringerung des Pestizideinsatzes in Privatgärten 

Antrag des Freistaates Bayern 
und Saaland 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 344/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

  



15. Entschließung des Bundesrates zur Überprüfung des Katalogs der Ermäßigungstatbe-
stände im Umsatzsteuergesetz 

Antrag des Freistaats Thüringen 
und Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 406/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

16. Entschließung des Bundesrates für die Festlegung für eine verbindliche durchschnittliche 
Personalausstattung in Krankenhäusern 

Antrag der Länder Bremen, Thüringen 
und Brandenburg, Berlin 

Drucksache 291/19 
 

Fassen der Entschließung. 
 

17. Entschließung des Bundesrates zur Einführung einer Gewerbemietpreisbremse in an-
gespannten Gewerberaummärkten 

Antrag des Landes Berlin 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 404/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

18. Entschließung des Bundesrates "Klimaschutz im Grundgesetz verankern" 

Antrag des Freistaats Thüringen 
 
Antrag des Freistaats Thüringen 

gemäß § 23 Absatz 3 i.V.m.  
§ 15 Absatz 1 GO BR 

Drucksache 581/18 
Drucksache 409/19 

 
Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 

 
19. Entschließung des Bundesrates zur Harmonisierung der Rechtsgrundlagen und Regel-

werke zum Lärmschutz 

Antrag des Landes Brandenburg 

Drucksache 289/19 
 

Fassen der Entschließung. 
 



20. Entschließung des Bundesrates: Reduzierung unnötiger Kunststoffabfälle 

Antrag des Freistaates Bayern 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 343/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
21. Entschließung des Bundesrates für eine erfolgreiche Elektrifizierungsoffensive im 

Schienenverkehr 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 385/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
22. Entschließung des Bundesrates zur Stärkung der bedarfsgerechten und netzdienlichen 

Stromerzeugung sowie der klimaneutralen Wärmenutzung aus Biomasse im EEG 

Antrag der Länder Thüringen,  
Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt 
Drucksache 281/19 (neu) 
Drucksache 281/1/19 

 
Fassen der Entschließung nach Maßgabe ohne Ziffer 8 der Drs. 281/1/19 und 
Zustimmung unverändert in Ziffer 9. Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
23. Entschließung des Bundesrates zur Einführung einer Haftung der Betreiber von 

E-Commerce-Plattformen 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 345/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

25. a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 72, 105 und 125b) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 327/19 

 
Keine Einwendungen. 

  



25. b) Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts (Grund-
steuer-Reformgesetz - GrStRefG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 354/19 
Drucksache 354/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 354/1/19 ohne die Ziffern 6, 7, 12, 14 bis 16, 18 bis 20 und 26. 

 
27. Entwurf eines Gesetzes für bessere Löhne in der Pflege (Pflegelöhneverbesserungs-

gesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 349/19 
Drucksache 349/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 349/1/19 ohne Buchstabe c in Ziffer 1. 

 
29. Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 351/19 
Drucksache 351/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 351/1/19 ohne die Ziffern 13, 19, 20, 24, 27, 36, 37, 48, 51 und 
52. 

 
30. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Änderungsrichtlinie zur Vierten EU-Geldwä-

scherichtlinie 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 352/19 

Drucksache 352/1/19 
 

Stellungnahme gem. Drs. 352/1/19 ohne die Ziffern 3, 6, 11, 24 und 35. Zustimmung zu 
den Plenaranträgen in Drs. 352/2/19 (neu) und 352/3/19. 

 
31. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung von 

baureifen Grundstücken für die Bebauung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 353/19 

Drucksache 353/1/19 
 

Stellungnahme gem. Drs. 353/1/19 ohne Ziffer 2.  
  



32. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 355/19 
Drucksache 355/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 355/1/19 ohne die Ziffern 2 bis 4, 7, 9 und 10. Keine 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drs. 355/2/19. 

 
33. Entwurf eines Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität 

und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 356/19 
Drucksache 356/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 356/1/19 ohne die Ziffern 3, 6, 11, 19, 35 bis 37, 39, 40, 42, 46, 
54, 60, 65, 66, 72, 81, 89, 95, 105 bis 107 und 110. Keine Zustimmung zum Plenarantrag 
in Drs. 356/2/19. 

 
34. Entwurf eines Gesetzes über die Ausbildung zur Anästhesie-technischen Assisten-

tin und zum Anästhesietechnischen Assistenten und über die Ausbildung zur Ope-
rationstechnischen Assistentin und zum Operationstechnischen Assistenten 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 357/19 

Drucksache 357/1/19 
 

Stellungnahme gem. Drs. 357/1/19 ohne die Ziffern 18 und 24. 
 

35. Entwurf eines Gesetzes für den Schutz vor Masern und zur Stärkung der Impfprävention 
(Masernschutzgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 358/19 

Drucksache 358/1/19 
 

Stellungnahme gem. Drs. 358/1/19 ohne die Ziffern 4 und 30,. Zustimmung zum 
Plenarantrag in Drs. 358/2/19. 

  



36. Entwurf eines Gesetzes für bessere und unabhängigere Prüfungen (MDK-Reformge-
setz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 359/19 
Drucksache 359/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 359/1/19 ohne die Ziffern 1, 8 und 9. Keine Zustimmung zum 
Plenarantrag in Drs. 359/2/19. 

 
37. Entwurf eines Gesetzes für eine bessere Versorgung durch Digitalisierung und Innova-

tion (Digitale-Versorgung-Gesetz - DVG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 360/19 

Drucksache 360/1/19 
 

Stellungnahme gem. Drs. 360/1/19. Zustimmung zum Plenarantrag in Drs. 360/2/19. 
 

38. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Vor-Ort-Apotheken 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 373/19 
Drucksache 373/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 373/1/19 ohne Ziffer 11. 

 
41. Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes und weiterer Vor-

schriften (Drittes Waffenrechtsänderungsgesetz - 3. WaffRÄndG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 363/19 

Drucksache 363/1/19 
 

Stellungnahme gem. Drs. 363/1/19 ohne Ziffer 6. Zustimmung zu den Plenaranträgen in 
den Drs. 363/2/19 bis 363/4/19. 

 
42. Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 364/19 

Drucksache 364/1/19 
 

Stellungnahme gem. Drs. 364/1/19. 
  



43. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - Versuchsstrafbar-
keit des Cybergroomings 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 365/19 
Drucksache 365/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 365/1/19. 

 
44. Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Wertgrenze für die Nichtzulassungsbe-

schwerde in Zivilsachen, zum Ausbau der Spezialisierung bei den Gerichten sowie 
zur Änderung weiterer zivilprozessrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 366/19 

Drucksache 366/1/19 
 

Stellungnahme gem. Drs. 366/1/19 ohne die Ziffern 5 und 8. 
 

46. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im 
Jugendstrafverfahren 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 368/19 

Drucksache 368/1/19 
 

Stellungnahme gem. Drs. 368/1/19 ohne die Ziffern 2, 4 und 6. 
 

50. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regio-
nen: Die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit in der Union - Ein Konzept für das weitere 
Vorgehen 
COM(2019) 343 final; Ratsdok. 11217/19 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 326/19 
Drucksache 326/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 326/1/19 ohne die Ziffern 3, 7 und 8. 

  



51. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über einen 
Steuerungsrahmen für das Haushaltsinstrument für Konvergenz und Wettbe-
werbsfähigkeit für das Euro-Währungsgebiet 

COM(2019) 354 final; Ratsdok. 11521/19 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 342/19 

zu Drucksache 342/19 
Drucksache 342/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 342/1/19 ohne die Ziffern 1 bis 3. 

 
52. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Vereint für Ener-
gieunion und Klimaschutz - die Grundlage für eine erfolgreiche Energiewende 
schaffen 

COM(2019) 285 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 295/19 
Drucksache 295/1/19 

 
Kenntnisnahme gem. Ziffer 6; keine Stellungnahme in Ziffer 1 bis 5 gem. Drs. 295/1/19. 

 
53. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, die Europäische 

Zentralbank, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss 
der Regionen: EU-Justizbarometer 2019 

COM(2019) 198 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 294/19 
Drucksache 294/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 294/1/19. 

 
54. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände-

rung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen 
hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 
5 und Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und Wartungsinformationen für 
Fahrzeuge 
COM(2019) 208 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 283/19 

zu Drucksache 283/19 
Drucksache 283/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 283/1/19 ohne Ziffer 2. 



55. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Intensivierung der 
EU-Maßnahmen zum Schutz und zur Wiederherstellung der Wälder in der Welt 

COM(2019) 352 final; Ratsdok. 11449/1/19 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 374/19 
Drucksache 374/1/19 

 
Stellungnahme gem. Drs. 374/1/19 ohne die Ziffern 3 bis 5. 

 
58. Dritte Verordnung zur Änderung der Düngemittelverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 307/19 

Drucksache 307/1/19 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe gem. Drs. 307/1/19 ohne die Ziffern 1, 2 und 
4. Zustimmung in der Schlussabstimmung.  

 
59. Verordnung zur Durchführung der Betäubung mit Isofluran bei der Ferkelkastration durch 

sachkundige Personen (Ferkelbetäubungssachkundeverordnung - FerkBetSachkV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 335/19 
Drucksache 335/1/19 

 
Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe gem. Drs. 335/1/19 ohne Ziffer 3. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung und Zustimmung zum Fassen der Entschließung 
ohne Ziffer 26. Keine Zustimmung zum Plenarantrag in Drs. 335/3/19. 

 
61. Verordnung zur Änderung der Apothekenbetriebsordnung und der Arzneimittelpreis-

verordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 324/19 (neu) 
Drucksache 324/1/19 

 
Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe gem. Drs. 324/1/19. Zustimmung zum 
Plenarantrag in Drs. 324/2/19. Zustimmung in der Schlussabstimmung bei Mehrheit von 
Ziffer 2 in Drs. 324/1/19. Zustimmung zum Fassen der Entschließung gem. Ziffer 6 in 
Drs. 324/1/19. 

  



62. Achtzehnte Verordnung zur Änderung der Arzneimittelverschreibungsverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 336/19 
Drucksache 336/1/19 

 
Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe und unverändert gem. Drs. 336/1/19. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
63. Fünfte Verordnung zur Änderung der Gebührenordnung für Ärzte 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 337/19 
 

Zustimmung zur Verordnung. Zustimmung zum Plenarantrag in Drs. 337/1/19. 
 

68. Zweite Verordnung zur Änderung der Finanzanlagenvermittlungsverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 340/19 
Drucksache 340/1/19 

 
Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe und unverändert gem. Drs. 340/1/19.  

 
69. Verordnung zur Änderung der Markscheider-Bergverordnung sowie der Verordnung 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 341/19 
Drucksache 341/1/19 

 
Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe gem. Drs. 341/1/19 ohne Ziffer 9 und 
Zustimmung unverändert in Ziffer 12.  

 
73. Wahl einer Schriftführerin 

gemäß § 10 Absatz 1 GO BR 

Drucksache 430/19 
 

Zustimmung zum Wahlvorschlag. 
  



74. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Notfallsanitätergesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Bayern,  
Rheinland-Pfalz 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 428/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
75. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesnichtraucherschutzgesetzes - 

BNichtrSchG 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen,  
Bremen, Hamburg, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Bremen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 435/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
76. Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Mietrechts 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Freien und Hansestadt Hamburg 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 420/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
77. Entwurf eines ... Strafrechtsänderungsgesetzes - Strafbarkeit des Werbens für terro-

ristische Straftaten 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 421/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
  



78. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches und des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten - "Fahren ohne Fahrschein" als Ordnungswidrigkeit - 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaats Thüringen 
und Berlin 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 424/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
79. Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung der Grundsteuer-Umlagefähigkeit (Mieter-

Grundsteuer-Entlastungsgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Berlin 
und Thüringen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 434/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
80. a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Rheinland-Pfalz 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 426/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
80. b) Entschließung des Bundesrates "Reformbedarf im Erneuerbare-Energien-Gesetz: Na-

tionale Spielräume nutzen, Ausbau der Erneuerbaren Energien vorantreiben, Eigenver-
sorgung erleichtern und Fehlsteuerungen für stromintensive Unternehmen beseitigen" 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 432/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
  



80. c) Entschließung des Bundesrates: Erneuerbare Energien auf den Wachstumspfad  
zurückführen - Ausbaubremsen lösen 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 436/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
81. Entschließung des Bundesrates "Deutschkurse für Migrantinnen und Migranten  

erneuern" 

Antrag der Länder Berlin, Bremen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Thüringen und Brandenburg 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 433/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
82. Entschließung des Bundesrates - Änderung rechtlicher Bestimmungen zum Handel mit 

Tieren im Internet (Online-Handel) und in Printmedien 

Antrag des Landes Rheinland-Pfalz 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 425/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
83. Entschließung des Bundesrates zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung 

durch Verpflichtung des Lebensmittelhandels zur Abgabe an gemeinnützige Organisatio-
nen 

Antrag der Länder Hamburg, Bremen, 
Thüringen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 429/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
84. Entschließung des Bundesrates "Impuls zur energetischen Modernisierung von 

Wohngebäuden: Steuerliche Förderung jetzt!" 

Antrag des Freistaates Bayern 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 431/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 



85. Entschließung des Bundesrates zur Strafbarkeit des unbefugten Anfertigens von 
Bildaufnahmen intimer Körperbereiche einer Person in der Öffentlichkeit 

Antrag der Länder Rheinland-Pfalz,  
Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 423/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

86. Entschließung des Bundesrates zu einer marktbasierten CO2-Bepreisung in den Sek-
toren Gebäude und Verkehr 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 422/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

87. Entschließung des Bundesrates für eine auf einen ambitionierten Aufbau einer erneuer-
baren Wasserstoffwirtschaft in Deutschland ausgerichtete Umsetzung der Erneuerba-

ren Energien Richtlinie (Renewable Energy Directive, RED II) in nationales Recht 

Antrag des Landes Brandenburg 
und Mecklenburg-Vorpommern 
 

Geschäftsordnungsantrag des Landes Brandenburg 
Drucksache 346/19 

 
Fortsetzung der Ausschussberatungen. 

 
88. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuchs - Strafbarkeit der Bildauf-

nahme des Intimbereichs (sog. Upskirting) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Bayern, Baden- 
Württemberg, Nordrhein-Westfalen, 
Saarland und Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 443/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
  



89. Entschließung des Bundesrates: "Arbeitszeiten familienfreundlich und unbürokra-
tisch gestalten - Digitalisierung im Sinn von Beschäftigten und Unternehmen nut-
zen" 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 444/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

90. Entschließung des Bundesrates - Nationale Minderheiten und Volksgruppen in das 
Grundgesetz aufnehmen 

Antrag der Länder Schleswig-Holstein,  
Brandenburg, Sachsen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 447/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
91. Entschließung des Bundesrates: Alternative Vergabemodelle zur bisherigen Verstei-

gerungspraxis von Mobilfunkfrequenzen prüfen 

Antrag der Länder Bayern, Baden- 
Württemberg, Nordrhein-Westfalen,  
Schleswig-Holstein 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 445/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 



Umdruck 7/2019 („Grüne Liste“) 

Betr.: 980. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 20. September 2019, 9.30 Uhr 

Zu den Punkten 3 bis 5, 12, 24, 26, 28, 39, 40, 45, 47 bis 49, 56, 57, 60, 64 bis 67, 70 bis  
72 und 92 der Tagesordnung der 980. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem  
20. September 2019, möge der Bundesrat gemäß den vorliegenden Empfehlungen und  
Vorschlägen beschließen: 

I. 

Den Gesetzen zuzustimmen: 

3. Zweites Gesetz zur Anpassung des Datenschutzrechts an die Verordnung (EU) 
2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 (Zweites Datenschutz-An-
passungs- und Umsetzungsgesetz EU - 2. DSAnpUG-EU) 

gemäß Artikel 74 Absatz 2,  
Artikel 80 Absatz 2,  
Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6, Artikel 105 Absatz 3,  
Artikel 108 Absatz 5 GG 

Drucksache 380/19 
Ausschussbeteiligung - In - 

4. Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 im Strafverfahren sowie zur An-
passung datenschutzrechtlicher Bestimmungen an die Verordnung (EU) 2016/679 

gemäß Artikel 74 Absatz 2 i.V.m. Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 25 GG 
Drucksache 381/19 

Ausschussbeteiligung - R - 



II. 

Dem Gesetz zuzustimmen und die in der Empfehlungsdrucksache unter Buchstabe B 
angeführte Entschließung zu fassen: 

5. Fünftes Gesetz zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes  

(5. TKG-Änderungsgesetz - 5. TKGÄndG) 

gemäß Artikel 87f Absatz 1 GG 
Drucksache 382/19 
Drucksache 382/1/19 

Ausschussbeteiligung - Vk - Wi - 

III. 

Die Entschließung zu fassen: 

12. Entschließung des Bundesrates zur Absicherung ehrenamtlicher Einsatzkräfte und 
ihrer Hinterbliebenen 

Antrag der Länder Hessen und Brandenburg 
Drucksache 280/19 
Ausschussbeteiligung - AIS - In - 



IV. 

Die Entschließung nach Maßgabe der in der Empfehlungsdrucksache wiedergegebenen  
Änderungen zu fassen: 

24. Entschließung des Bundesrates "Handel mit Holzkohle aus illegalen Quellen eindäm-
men" 

Antrag des Saarlandes 
Drucksache 377/19 
Drucksache 377/1/192 

Ausschussbeteiligung - Wi - AV - U - 

V. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben: 

26. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Konsulargesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 348/19 
Ausschussbeteiligung - AA - 

28. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund und der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-
See (RVBund/KnErG-ÄndG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 350/19 

Ausschussbeteiligung - AIS - 

                                                           
2-Wi empfiehlt, die Entschließung ohne Änderungen zu fassen. 



40. Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Strukturen des Besoldungsrechts und 
zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (Besoldungsstrukturenmoderni-
sierungsgesetz - BesStMG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 362/19 

Ausschussbeteiligung - In - Fz - V - 

45. Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Eurojust-Verordnung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 367/19 
Ausschussbeteiligung - R - 

47. Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Sonderver-
mögens für das Jahr 2020 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 2020) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 369/19 

Ausschussbeteiligung - Wi - 

48. Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 370/19 

Ausschussbeteiligung - Wi - K - 

49. Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 7. November 2018 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Ukraine über Soziale Sicherheit 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 371/19 
Ausschussbeteiligung - AIS - G - 



VI. 

Zu dem Gesetzentwurf die in der zitierten Empfehlungsdrucksache wiedergegebene 
Stellungnahme abzugeben: 

39. Entwurf eines Gesetzes zur Überleitung von Freizügigkeitsrechten in das Aufent-
haltsrecht infolge des Austritts des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir-
land aus der Europäischen Union 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 361/19 

Drucksache 361/1/19 
Ausschussbeteiligung - In - 

VII. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen: 

56. Verordnung zu dem Abkommen vom 28. November 2018 zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Serbien über Kriegsge-
denkstätten 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 308/19 
Ausschussbeteiligung - AA - In - 

57. Verordnung zur Festsetzung des Umlagesatzes für das Insolvenzgeld für das Kalender-
jahr 2020 (Insolvenzgeldumlagesatzverordnung 2020 - InsoGeldFestV 2020) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 312/19 

Ausschussbeteiligung - AIS - 



60. Zweite Verordnung zur Änderung der Direktzahlungen-Durchführungsverordnung 
und der Agrarzahlungen-Verpflichtungenverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 386/19 
Ausschussbeteiligung - AV - 

64. Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung zu öffentlichen Bekanntmachungen 
in Insolvenzverfahren im Internet 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 338/19 
Ausschussbeteiligung - R - In - 

VIII. 

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben oder ihnen nach Maßgabe der 
Empfehlungen zuzustimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungsdrucksache  
wiedergegeben sind: 

65. Verordnung zur Beschränkung des marinen Geo-Engineerings 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 356/18 
Drucksache 413/19 

Ausschussbeteiligung - U - 



66. Verordnung zur Änderung der Straßenbahn-Bau- und Betriebsordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 339/19 
Drucksache 339/1/193 

Ausschussbeteiligung - Vk - AIS - In - 

67. Verordnung zur Änderung fahrlehrerrechtlicher und anderer straßenverkehrsrechtli-
cher Verordnungen 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 372/19 
Drucksache 372/1/194 

Ausschussbeteiligung - Vk - AIS - In - 
- K - Wi - 

IX. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen: 

70. Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen 
Union für die Ratsarbeitsgruppe Technische Harmonisierung (Formation Bauprodukte) 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-
Länder-Vereinbarung 

Drucksache 407/19 
Drucksache 407/1/19 

Ausschussbeteiligung - EU - Wo - 

                                                           
3-AIS und In empfehlen Zustimmung ohne Änderungen. 
4-AIS, In, K und Wi empfehlen Zustimmung ohne Änderungen. 



71. Vorschlag der Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz für die Ernennung 
eines Bundesanwalts beim Bundesgerichtshof 

gemäß § 149 GVG 
Drucksache 393/19 
Ausschussbeteiligung - R - 

92. Benennung eines stellvertretenden Mitglieds des Kuratoriums der Stiftung "Haus der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" 

gemäß § 7 Absatz 3 des Gesetzes zur Errichtung einer 
Stiftung "Haus der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland" Antrag des Landes Brandenburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 446/19 
 

X. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung und 
einem Beitritt abzusehen: 

72. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 390/19 
Ausschussbeteiligung - R - 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Re-
gel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung 
durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder 
nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Ent-
schließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Län-
der beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließun-
gen sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Län-
derinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommis-
sion direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html


 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministern, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kom-
petenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvor-
schrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder 
seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennum-
merierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige 
Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache 
ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese 
werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfol-
gende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 
123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, 
kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt 
dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Minderheit fest. Weitere Hin-
weise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bundesrat.de/DE/bundes-
rat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
 

http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html


 
Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/do-
kumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 980. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/980/download/980-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/980/download/980-erlaeuterungen.pdf
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html

